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§68
W i e d e r v e r h e i r a t u n g  d e s  V e r p f l i c h t e t e n

Bei Wiederverheiratung des Verpflichteten finden 
die Vorschriften des. § 1604 des Bürgerlichen Gesetz­
buches über den Einfluß des Güterstandes auf die Unter­
haltspflicht entsprechende Anwendung.

§69
Tod des B e r e c h t i g t e n

1. Der Unterhaltsanspruch erlischt mit dem Tode 
des Berechtigten. Nur soweit er auf Erfüllung oder 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung für die Vergangen­
heit gerichtet ist oder sich auf Beträge bezieht, die 
beim Tode des Berechtigten fällig sind, bleibt er auch 
nachher bestehen.

2. Der Verpflichtete hat die Bestattungskosten zu 
tragen, soweit dies der Billigkeit entspricht und die 
Kosten nicht von den Erben zu erlangen sind.

§ 70
To'd des V e r p f l i c h t e t e n

1. Mit dem Tode des Verpflichteten geht die Unter­
haltspflicht auf die Erben als Nachlaßverbindlichkeit
über.

2. Der Erbe haftet ohne die Beschränkung des § 59. 
Der Berechtigte muß sich jedoch die Herabsetzung der 
Rente-auf einen Betrag gefallen lassen, der bei Berück­
sichtigung der Verhältnisse des Erben und der Ertrags­
fähigkeit des Nachlasses der Billigkeit entspricht.

$. Eine nach § 60 einem Ehegatten auferlegte Bei- 
tragspflicht erlischt mit dem Tode des Verpflichteten.

e) B e i t r a g  z u m  U n t e r h a l t  d e r  K i n d e r  
§71

1. Hat ein geschiedener Ehegatte einem gemein­
schaftlichen Kinde Unterhalt zu gewähren, so hat ihm 
der andere aus den Einkünften seines Vermögens und 
den Erträgnissen seiner Erwerbstätigkeit einen angemes­
senen Beitrag zu den Unterhaltskosten zu leisten, soweit 
diese nicht durch cTle Nutznießung am Kindesvermögen 
gedeckt werden.

Der Anspruch ist nicht übertragbar.
2. Steht dem beitragspflichtigen Ehegatten die Sorge 

für die Person des Kindes zu, so kann er den Beitrag 
zu eigener Verwendung für den Unterhalt des Kindes 
zurückbehalten.

f) U n t e r h a l t s v e r t r ä g e  
§72

Die Ehegatten können über die Unterhaltspflicht für 
die Zeit nach der Scheidung der Ehe Vereinbarungen 
treffen. Ist eine Vereinbarung dieser Art vor Rechts­
kraft des Scheidungsurteils getroffen worden, so ist 
sie nicht schon deshalb nichtig, weil sie die Scheidung 
erleichtert oder ermöglicht hat. Sie ist jedoch nichtig, 
wenn die Ehegatten im Zusammenhang mit der Verein- - 
barurig einen nicht oder nicht mehr bestehenden 
Scheidungsgrund geltend gemacht hatten, oder wenn 
sich anderweitig aus dem Inhalt der Vereinbarung oder 

' aus sonstigen Umständen des Falles ergibt, daß sie den 
guten Sitten widerspricht, 

s
g) W i d e r r u f  v o n  S c h e n k u n g e n  

§ 73
1. Ist ein Ehegatte für allein schuldig efklärt, so kann 

der andere Ehegatte Schenkungen, die er ihm während

des Brautstandes oder während der Ehe gemacht hat, mit 
Ausnahme von solchen von unerheblichem Geld- oder . 
Gefühlswert, widerrufen. Die Vorschriften des § 531 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches finden Anwendung.

2. Der Widerruf ist ausgeschlossen, wenn seit der 
Rechtskraft des Scheidungsurteils ein Jahr verstrichen 
ist oder wenn der Schenker oder der Beschenkte ver­
storben ist.

III. V e r h ä l t n i s  z u  d e n  K i n d e r n  

§  7 4

S o r g e  f ü r  d i e  P e r s o n  d e s  K i n d e s  "
1. Ist die Ehe geschieden, so bestimmt das Vormund­

schaftsgericht, falls eine Einigung der Ehegatten nicht 
zustande gekommen ist, welchem von ihnen die Sorge 
für die Person des oder der gemeinschaftlichen Kinder 
zustehen soll. Die Einigung der Ehegatten ist ih einem 
schriftlichen Vorschlag binnen einer Frist von zwei 
Wochen nach Rechtskraft des Scheidungsurteils dem Vor- 
mundschaftsgericht zur Genehmigung vorzulegen.

2. Ist der Vorschlag innerhalb der in Abs. 1 bestimm­
ten Frist nicht vorgelegt worden oder findet er nicht die 
Billigung des Vormundschaftsgerichts, so hat dasselbe . 
diejenige Regelung zu treffen, die dem wohlverstandenen 
Interesse des oder der Kinder unter Berücksichtigung der 
gesamten Verhältnisse am besten entspricht. Es kann da­
bei auch mit den Kindern persönlich Fühlung nehmen.

-3. Vor der Entscheidung sind die geschiedenen Ehe­
gatten persönlich zu hören. Von der Anhörung soll nur 
abgesehen werden, wenn sie unmöglich ist.

4. Einem Ehegatten, der allein oder überwiegend für 
schuldig erklärt worden ist, soll die Sorge nur übertragen 
werden, wenn dies aus besonderen Gründen dem Wohl, 
des oder der Kinder dient.

5. Das Vormundschaftsgericht kann die Sorge einem 
Pfleger übertragen, wenn dies aus besonderen Gründen 
für das Wohl des oder der Kinder erforderlich ist.

6. Das Vormundschaftsgericht kann die Regelung 
jederzeit ändern, wenn es dies im Interesse des Wohls 
des oder der Kinder für angezeigt hält.

§ 75
P e r s ö n l i c h e r  V e r k e h r  m i  t  d e n  K i n d e r n

1. Der Ehegatte, dem die Sorge für die Person eines 
gemeinschaftlichen Kindes nicht zusteht, behält die Be­
fugnis, mit ihm persönlich zu verkehren,

2. Das Vormundschaftsgericht kann den Verkehr 
näher regeln, es kann ihn für eine bestimmte Zeit oder 
dauernd ausschließen, wenn dies aus besonderen Gründen 4 
dem Wohl des Kindes dient.

F. Recht zum Getrenntleben 
nach Verlust des Scheidungsrechts

§ 76
Zum Abs. 2 des § 1353 des Bürgerlichen Gesetz­

buches wird folgender Satz hinzugefügt:
„Ist das Scheidungsrecht durch Verzeihung oder 

Fristablauf verlorengegangen, so. sind die Rechte und 
Pflichten der Ehegatten so zu beurteilen, als ob der 
Verlorengegangene Scheidungsgrund niemals bestanden 
hätte." . .


